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Entscheidungsdatum

28.04.2026
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 01.09.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 45/2026

BBG § 41 gultig von 12.08.2014 bis 31.08.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG 8§ 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG § 41 gultig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

W e Ny AW

BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard HOLLERER als Vorsitzenden und die Richterin Mag.
Julia STIEFELMEYER sowie den fachkundigen Laienrichter

Robert ARTHOFER als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX, geboren am XXXX, VN: XXXX , gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 16.01.2026, OB: XXXX , betreffend die
Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemal §& 40, § 41 und § 45
Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gerhard
HOLLERER als Vorsitzenden und die Richterin Mag. Julia STIEFELMEYER sowie den fachkundigen Laienrichter , Robert
ARTHOFER als Beisitzer Uber die Beschwerde von romisch 40, geboren am rémisch 40, VN: romisch 40, gegen den
Bescheid des Bundesamtes flir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien, vom 16.01.2026, OB: romisch 40,
betreffend die Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemal3 Paragraph 40,, Paragraph 41
und Paragraph 45, Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen und der angefochtene Bescheid bestatigt.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Am 09.07.2025 hat die Beschwerdeflihrerin beim Bundesamt flir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle
Wien (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt), unter Vorlage facharztlicher

Befunde einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses gestellt.

2. Zur Uberprifung des Antrages wurde von der belangten Behérde ein Sachverstandigengutachten einer Arztin fir
Allgemeinmedizin, basierend auf der persénlichen Untersuchung der Beschwerdeflihrerin am 30.09.2025, ein
Sachverstandigengutachten eines Facharztes fur Augenheilkunde aufgrund der persodnlichen Untersuchung der
Beschwerdefiihrerin am 07.10.2025, sowie ein zusammenfassendes Sachverstindigengutachten derselben Arztin fiir
Allgemeinmedizin mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung mit 30 vH bewertet wurde.
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3. Mit Schreiben vom 21.10.2025 hat die belangte Behorde der Beschwerdefihrerin gemalR8 45 AVG das Ergebnis
der Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und ihr die Méglichkeit eingerdaumt, innerhalb von zwei Wochen eine
schriftliche Stellungnahme abzugeben.3. Mit Schreiben vom 21.10.2025 hat die belangte Behdrde der
Beschwerdefiihrerin gemald Paragraph 45, AVG das Ergebnis der Beweisaufnahme zur Kenntnis gebracht und ihr die

Moglichkeit eingeraumt, innerhalb von zwei Wochen eine schriftliche Stellungnahme abzugeben.
4.  Die Beschwerdefuhrerin brachte daraufhin via E-Mail am 05.11.2025 eine Stellungnahme ein.

Darin fuhrte sie im Wesentlichen aus, dass sie mit dem Ergebnis der Begutachtung nicht einverstanden sei und

wichtige Informationen fehlen wiirden oder missverstanden worden seien.

Im Gutachten wurden die Punkte Orthesentragerin, Osteosynthesematerial, Prothesentragerin mit ,Nein” markiert,
was laut der Beschwerdefthrerin faktisch unrichtig sei

So trage sie Schuheinlagen, Knie-, Handgelenks- und Lumbalbandagen. Weiters habe sie eine Vollknieprothese
(Implantat) welche durch Metallteile befestigt wurde und 2 Implantate in den Augen.

Entgegen der Darstellung im Gutachten bestehe eine standige Abhangigkeit von Gehhilfen bzw. einem Rollmobil,
sowohl in der Wohnung als auch auswarts.

Insbesondere bei der Uberwindung von Stockwerken (Transport der Gehhilfe) und fiir Arztbesuchen sei sie zwingend
auf die Hilfe von nahen Angehdrigen angewiesen.

Eine Nutzung von offentlichen Verkehrsmitteln, sei ihr aufgrund des orthopadischen, pulmologischen und
neurologischen-psychiatrischen Gesamtzustands unmaglich.

5. Einlangend am 20.11.2025 reichte die Beschwerdefihrerin einige medizinische Unterlagen nach.

6. Zur Uberprifung der Einwendungen holte die belangte Behérde ein weiteres Sachverstindigengutachten der
Arztin fur Allgemeinmedizin, basierend auf der Aktenlage vom 30.12.2025 mit dem Ergebnis ein, dass der Grad der
Behinderung mit 30 vH bewertet wurde. Zwei Leiden wurden neu aufgenommen sowie kam es bei den Ubrigen zu
geringfligigen Anderungen, jedoch konnte in der Gesamtschau keine vom Vorgutachten abweichende Beurteilung

erreicht werden.

6. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 16.01.2026 hat die belangte Behoérde den Antrag vom 02.05.2025 auf
Ausstellung eines Behindertenpasses gemaR 88 40, 41 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG) abgewiesen. 6.
Mit dem angefochtenen Bescheid vom 16.01.2026 hat die belangte Behdérde den Antrag vom 02.05.2025 auf
Ausstellung eines Behindertenpasses gemald Paragraphen 40, 41 und 45 des Bundesbehindertengesetzes (BBG)

abgewiesen.

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass das durchgefihrte Ermittlungsverfahren einen Grad der Behinderung von 30 vH
ergeben habe. Der Beschwerdeflihrerin sei mit Schreiben vom 21.10.2025 Gelegenheit gegeben worden, zum Ergebnis
des Ermittlungsverfahrens Stellung zu nehmen, doch hatten die Einwendungen keine Anderung bewirken kénnen. Die
Ergebnisse des arztlichen Begutachtungsverfahrens seien als schlissig erkannt und in freier Beweiswurdigung der
Entscheidung zu Grunde gelegt worden. Da die Voraussetzungen fir die Ausstellung eines Behindertenpasses, namlich

ein Grad der Behinderung von mindestens 50 vH, nicht vorlagen, sei der Antrag abzuweisen gewesen.
Dem Bescheid waren die beiden Sachverstandigengutachten sowie das Gesamtgutachten beigelegt.

7. Hiergegen richtete sich die bei der belangten Behtrde am 27.02.2026 eingelangte Beschwerde der
Beschwerdefihrerin. Darin fuhrte sie aus, dass sie mit der Beurteilung ihres Falls nicht einverstanden sei, da in ihren
Augen ihr gesundheitlicher Zustand nicht angemessen beurteilt, sowie die von ihr bereitgestellten medizinischen
Beweismittel nicht hinreichend beachtet wurden. Sie Ubersende diese sowie einige neue darum im Anhang der
Beschwerde.

8. Mittels Beschwerdevorlage vom 13.03.2026 wurde die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur
Entscheidung vorgelegt. Am 16.03.2026 ist der Verfahrensakt hiergerichtlich eingelangt.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich die Beschwerdefliihrerin mit dem im angefochtenen Bescheid festgestellten Grad der Behinderung nicht

einverstanden erklart hat, war dieser zu Uberprufen.


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45

1. Feststellungen:

1.1. Die Beschwerdefuhrerin hat ihren Wohnsitz im Inland.
1.2. Der Gesamtgrad der Behinderung betragt 30 vH.
1.2.1. Ausmal der Funktionseinschrankungen:
Allgemeinzustand: Gut Ernahrungszustand: Adipds

GroBe: 150 cm  Gewicht: 89 kg

Klinischer Status- Fachstatus:

Caput:

Visus mit Korrektur:

rechtes Auge: -0.75 + 0.5/17° = 1.0

linkes Auge: -0.5 + 0.5/14°=1.0

Add 2,50, Visus 1,0

vordere Augenabschnitte: BH reizfrei, HH gks, VK steht, reizfrei, HKL in situ, Pup rund, Lidstellung regelrecht
Fundus in Mysdriasis; Papillen vital, Macula unauff., Netzhaut in allen Quadranten bds. anliegend
Gesichtsfeld: beidseits schlecht verwertbar

OCT: Makulae und Papillen beidseits unauffallig
Hoérvermogen unauffallig

Collum: Unauffallig

Cor: Herzaktion rhythmisch rein

Pulmo: Keine pathologischen RGs, Vesikularatmen bds.
Abdomen: Uber Thoraxniveau, Leber und Milz nicht tastbar

obere Extremitat: Beide Schultergelenke bei Anteflexion und Retroflexion endgradig funktionseingeschrankt. Die
Elevation ist bis knapp Uber die Horizontale ausfihrbar. Grobe Kraft seitengleich etwas vermindert, Sensibilitat
seitengleich unauffallig. Deformierung der Daumengrundgelenke bei jedoch komplettem Faustschluss bds.

Untere Extremitat: Die Prifung der Beweglichkeit erfolgt im Sitzen aufgrund der angegebenen Schmerzsymptomatik.
Blande Narbe linkes Kniegelenk nach Endoprothese mit freier Beweglichkeit. Rechtes Kniegelenk endlagig bei Flexion
eingeschrénkt. Beide Hiiftgelenke in der Beugung altersgemaR frei beweglich. Keine peripheren Odeme. Sensibilitat
seitengleich unauffallig. Fersen und Zehenstand werden aufgrund der Schmerzen nicht ausgefuhrt.

Wirbelsaule: Aktive Beweglichkeitsiberprifung aufgrund der Schmerzsymptomatik nicht durchfihrbar.
Gesamtmobilitat - Gangbild:

Die Antragsstellerin kommt zur Untersuchung mit einem Rollmobil. Die Verwendung desselben ist aufgrund der
vorliegenden klinischen Untersuchung, des neurologischen Befundes und des Nichtvorhandenseins von MRT-
Befunden seitens der Wirbelsaule oder orthopadische Fachbefunden, nicht nachvollziehbar. Der Gang innerhalb des
Zimmers frei. Das Aufstehen sowie Setzen selbststandig.

Status Psychicus:

In allen Belangen orientiert, unauffalliger Gedankengang.
1.2.2. Beurteilung der Funktionseinschrankungen:

Lfd. Nr.

Bezeichnung des Leidens

Pos. Nr.



Gdb

1

Depression mit Zwangssymptomen

2 Stufen Uber dem unteren Rahmensatz, unter Dauermedikation stabil und sozial integriert.
03.06.01

30

2

Obstruktives Schlafapnoe-Syndrom (OSAS)

Eine Stufe Gber dem unteren Rahmensatz, nachtliche CPAP-Beatmung erforderlich.
06.11.02

30

3

Asthma bronchiale

Unterer Rahmensatz, mehrfach Inhalationstherapie. Klinisch normale Auskultation, pathologische Lungenfunktion
nicht dokumentiert.

06.05.02

30

4

Prurigo nodularis

Eine Stufe Gber dem unteren Rahmensatz, Dauermedikation
erforderlich.

01.01.02

30

5

Abnutzungserscheinungen rechtes Kniegelenk, Z. n.

Knietotalendoprothese links, Abnutzungserscheinungen der Hals- und Lendenwirbelsdule sowie beider
Schultergelenke und des rechten Daumengrundgelenkes sowie beider Hiftgelenke. Osteoporose

Eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz, glaubhaft chronische Schmerzsymptomatik, keine neurologischen
Ausfallserscheinungen.

04.11.01

20

6

Harninkontinenz

Eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz, in Kombination mit
Uberaktiver Blase.

08.01.06

20

7

Blutzuckerkrankheit



Eine Stufe Gber dem unteren Rahmensatz, orale Dauermedikation.
09.02.01

20

8

Polyneuropathie

Eine Stufe Gber dem unteren Rahmensatz, da Dauermedikation.
04.06.01

20

9

Hypertonie
fixer SatzHypertonie, fixer Satz

05.01.01

10

10

Z.n. Operation des grauen Stars an beiden Augen, erhaltene Sehscharfe
bds. 1,0

Zeile 1 Spalte 1 der Tabelle, 10 % Linsenzuschlag inklusive.

11.02.01

10

Gesamtgrad der Behinderung 30 v. H.

Der Gesamt-GdB ergibt sich aus der Einstufung von Leiden 1. Die Leiden 2-10 erhéhen den Gesamt-GdB nicht weiter
aufgrund fehlender funktioneller Relevanz.

1.3. Der gegenstandliche Antrag ist am 09.07.2025 bei der belangten Behorde eingelangt.
2. Beweiswurdigung:

Aufgrund der vorliegenden Beweismittel und des Aktes der belangten Behdrde ist das Bundesverwaltungsgericht
(BVWG) in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein
ausreichendes Bild zu machen. Die freie BeweiswUrdigung ist ein Denkprozess, der den Regeln der Logik zu folgen hat
und im Ergebnis zu einer Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch empirischen Sachverhalts, also
von Tatsachen, fihrt. Der Verwaltungsgerichtshof fiuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier
Beweiswirdigung nur dann als erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens
ausreichende und sichere Anhaltspunkte fiir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013,
1015/76).

Hauer/Leukauf, Handbuch des &sterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fuhren
beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der
gewissenhaften Prifung aller fiir und wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter
wird durch eine hypothetisch denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein
Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen
Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein empirisch-historischer Beweis gentigen. Im gedanklichen Bereich
der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der
Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begrinden, (..)". Hauer/Leukauf, Handbuch des &sterreichischen
Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, fuhren beispielsweise in Zitierung des Urteils
des Obersten Gerichtshofs vom 19.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: ,Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und
wider vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch
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denkbare andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung
mit den Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist,
dem Richter ein empirisch-historischer Beweis genlgen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine
héchste, ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen
Tatsache zu begrinden, (...)".

Zu 1.1.) Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbezuglich unbedenklichen,
widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2.) Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das
eigentliche Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter
Zuhilfenahme  wissenschaftlicher  Feststellungsmethoden - vorgenommene  Tatsachenfeststellung. Die
Schlussfolgerungen des Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse
und Erfahrungen benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn (VWGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Nach Wirdigung des erkennenden Gerichtes erfullen die von der belangten Behorde eingeholten
Sachverstandigengutachten auch die an arztliche Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen. In den
eingeholten Gutachten wurde auf die Art der Leiden und deren AusmaR ausfiihrlich eingegangen.

Die durch die belangte Behdrde eingeholten arztlichen Sachverstandigengutachten sind schlussig, nachvollziehbar und
weisen keine Widerspriiche auf. Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf dem im Rahmen der persénlichen
Untersuchung der Beschwerdeflihrerin erhobenen klinischen Befund und der Aktenlage entsprechen unter
BerUcksichtigung der vorgelegten Beweismittel den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Das flhrende Leiden 1, Depression mit Zwangssymptomen, wird unter der Positionsnummer 03.06.01 der
Einschatzungsverordnung mit einem Grad der Behinderung von 30 vH bewertet. Die Einstufung erfolgt zwei Stufen
Uber dem unteren Rahmensatz, was vom Sachverstandigen nachvollziehbar damit begrindet wird, dass trotz
bestehender Dauermedikation eine stabile Situation bei sozialer Integration vorliegt. Eine héhere Einstufung kommt
nicht in Betracht, da weder eine schwergradige Symptomatik noch eine fehlende soziale Integration oder eine
stationare Behandlungsbedurftigkeit dokumentiert ist.

Das Leiden 2, obstruktives Schlafapnoe-Syndrom (OSAS), wird unter der Positionsnummer 06.11.02 mit 30 vH
bewertet. Die Einstufung erfolgt eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz, da eine nachtliche CPAP-Beatmung
erforderlich ist. Diese Einschatzung entspricht den Vorgaben der Einschatzungsverordnung, wonach
therapiebedurftige Schlafapnoe-Syndrome bei entsprechender apparativer Versorgung héher zu bewerten sind.

Das Leiden 3, Asthma bronchiale, wird unter der Positionsnummer 06.05.02 ebenfalls mit 30 vH berlcksichtigt. Der
Sachverstandige wahlt den unteren Rahmensatz und begrindet dies schliissig damit, dass zwar eine mehrfache
Inhalationstherapie erfolgt, jedoch weder eine pathologische Lungenfunktion dokumentiert ist noch sich in der
klinischen Untersuchung Auffalligkeiten zeigen. Eine hohere Einstufung, die eine objektivierbare Einschrankung der
Lungenfunktion voraussetzen wiirde, kommt daher nicht in Betracht.

Das Leiden 4, Prurigo nodularis, wird unter der Positionsnummer 01.01.02 mit 30 vH bewertet. Die Einstufung erfolgt
eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz aufgrund der Notwendigkeit einer Dauermedikation. Hinweise auf
schwerere Verlaufsformen mit weitergehenden systemischen Auswirkungen liegen nicht vor, sodass eine hohere
Bewertung nicht gerechtfertigt ist.

Das Leiden 5, degenerative Veranderungen des Bewegungsapparates bei Zustand nach Knietotalendoprothese links
sowie multiplen Abnutzungserscheinungen, wird unter der Positionsnummer 04.11.01 mit 20 vH berlcksichtigt. Die
Einstufung erfolgt eine Stufe Gber dem unteren Rahmensatz, da eine glaubhafte chronische Schmerzsymptomatik
vorliegt. Neurologische Ausfallserscheinungen konnten nicht objektiviert werden, weshalb eine héhere Einschatzung
nicht in Betracht kommt.

Das Leiden 6, Harninkontinenz, wird unter der Positionsnummer 08.01.06 mit 20 vH bewertet. Die Einstufung erfolgt
eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz aufgrund des Zusammenwirkens mit einer Uberaktiven Blase.

Das Leiden 7, Blutzuckerkrankheit (Diabetes mellitus), wird unter der Positionsnummer 09.02.01 mit 20 vH
bertcksichtigt. Die Einstufung erfolgt eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz bei bestehender oraler
Dauermedikation. Eine insulinpflichtige Stoffwechsellage, die eine hohere Bewertung rechtfertigen wirde, liegt nicht
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vor.

Das Leiden 8, Polyneuropathie, wird unter der Positionsnummer 04.06.01 mit 20 vH bewertet. Die Einstufung erfolgt
eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz aufgrund der erforderlichen Dauermedikation.

Das Leiden 9, arterielle Hypertonie, wird unter der Positionsnummer 05.01.01 mit dem fixen Rahmensatz von 10 vH
berucksichtigt.

Das Leiden 10, Zustand nach Operation des grauen Stars beidseits bei erhaltener Sehscharfe bds. 1,0, wird unter der
Positionsnummer 11.02.01 mit 10 vH bewertet. Die Einstufung erfolgt entsprechend der Tabelle (Zeile 1, Spalte 1) unter
Einbeziehung des Linsenzuschlages.

Hinsichtlich des Gesamtgrades der Behinderung fuhrt der Sachverstandige nachvollziehbar aus, dass dieser sich aus
der Einstufung des fihrenden Leidens 1 ergibt. Die Leiden 2 bis 10 erhéhen den Gesamtgrad der Behinderung nicht
weiter, da sie jeweils keine zusatzliche mafgebliche funktionelle Einschrankung im Sinne einer wechselseitigen
Leidensbeeinflussung bewirken.

Im Vergleich zum Vorgutachten ergibt sich keine Anderung des Gesamtgrades der Behinderung. Zwar wurden die
Leiden 4 und 8 neu aufgenommen, diese erreichen jedoch keine funktionelle Relevanz, die eine Erhdhung des
Gesamtgrades rechtfertigen wirde. Die Ubrigen Leiden wurden unverandert tbernommen bzw. lediglich sprachlich
angepasst, ohne dass sich daraus eine geanderte Bewertung ergibt.

Die Festsetzung des Gesamtgrades der Behinderung mit 30 vH ist daher in einer Gesamtschau der funktionellen
Auswirkungen schlUssig und entspricht den Vorgaben der Einschatzungsverordnung.

Die bei der Beschwerdeflhrerin vorliegenden Gesundheitsschadigungen wurden somit im eingeholten
Sachverstandigengutachten dem Ausmafd der Funktionseinschrankungen entsprechend beurteilt und unter die
entsprechenden Positionsnummern der Anlage zur Einschatzungsverordnung eingeschatzt. Aktuelle Befunde, welche
eine hoéhere Einschatzung rechtfertigen kénnten, liegen nicht vor und hitten im Ubrigen aufgrund der
Neuerungsbeschrankung des § 46 dritter Satz BBG, wie unter I.3. noch ausgefuhrt werden wird, nicht mehr
bertcksichtigt werden und sohin zu keiner anderen Beurteilung mehr fihren kénnen.Die bei der Beschwerdeflhrerin
vorliegenden Gesundheitsschadigungen wurden somit im eingeholten Sachverstandigengutachten dem Ausmal3 der
Funktionseinschrankungen entsprechend beurteilt und unter die entsprechenden Positionsnummern der Anlage zur
Einschatzungsverordnung eingeschatzt. Aktuelle Befunde, welche eine hohere Einschatzung rechtfertigen kénnten,
liegen nicht vor und hatten im Ubrigen aufgrund der Neuerungsbeschrankung des Paragraph 46, dritter Satz BBG, wie
unter rémisch zwei.3. noch ausgefuhrt werden wird, nicht mehr berlcksichtigt werden und sohin zu keiner anderen

Beurteilung mehr fuhren kénnen.

Die Sachverstandigengutachten berucksichtigten daher die Krankengeschichte der Beschwerdefuhrerin anhand der
vorliegenden Befunde in vollem Umfang. Die Krankengeschichte der Beschwerdefihrerin wurde umfassend und
differenziert nach den konkret vorliegenden Krankheitsbildern auch im Zusammenwirken zueinander berUcksichtigt.
Die vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis der eingeholten Sachverstandigenbeweise, es
wird kein aktuell héheres Funktionsdefizit beschrieben als gutachterlich festgestellt wurde und sie enthalten auch

keine neuen facharztlichen Aspekte, welche unbericksichtigt geblieben sind.

Die Sachverstandigengutachten stehen mit den Erfahrungen des Lebens, der drztlichen Wissenschaft und den
Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten Beweismitteln
kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren Beurteilung
beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Ein konkretes Tatsachenvorbringen, mit welchem die den Gutachten zu Grunde liegenden Annahmen bestritten
wurden, wurde nicht erstattet. Auch ist die Beschwerdeflhrerin den - nicht als unschlUssig zu erkennenden -
Sachverstandigengutachten nicht auf gleicher fachlicher Ebene entgegengetreten.

Die Sachverstandigengutachten werden daher in freier Beweiswurdigung der Entscheidung zugrunde gelegt.
Zu 1.3.) Der Antrag der Beschwerdeflhrerin auf Ausstellung eines Behindertenpasses weist das Datum 09.07.2025 auf.

3. Rechtliche Beurteilung:



Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI. | Nr. 10/2013 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen
ist.Gemall Paragraph 6, des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, idgF, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.

Gemald § 45 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 17. Mai 1990 Uber die Beratung, Betreuung und besondere Hilfe fur
behinderte Menschen (Bundesbehindertengesetz - BBG), BGBI. Nr. 283/1990 idgF, hat in Verfahren auf Ausstellung
eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit
Senatszustandigkeit vor.Gemald Paragraph 45, Absatz 3, des Bundesgesetzes vom 17. Mai 1990 Uber die Beratung,
Betreuung und besondere Hilfe flr behinderte Menschen (Bundesbehindertengesetz - BBG), Bundesgesetzblatt Nr.
283 aus 1990, idgF, hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat
zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

GemalB8 46 BBG betrdgt die Beschwerdefrist abweichend von den  Vorschriften des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, BGBI. | Nr. 33/2013, sechs Wochen. Die Frist zur Erlassung einer
Beschwerdevorentscheidung betragt zwolf Wochen. In Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
dirfen neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht werden.GemaRl Paragraph 46, BBG betragt die
Beschwerdefrist abweichend von den Vorschriften des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 33 aus 2013,, sechs Wochen. Die Frist zur Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung betragt zwolf Wochen.
In Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durfen neue Tatsachen und Beweismittel nicht
vorgebracht werden.

Gemal 8 54 Abs. 18 BBG tritt§ 46 BBG in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 57/2015 mit 1. Juli 2015 in
Kraft.Gemal3 Paragraph 54, Absatz 18, BBG tritt Paragraph 46, BBG in der Fassung des Bundesgesetzes
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 57 aus 2015, mit 1. Juli 2015 in Kraft.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungs-gerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF,
geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte
mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungs-gerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, idgF, geregelt
(Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.
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Gemal 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.Gemall Paragraph 27, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behorde gegeben ist, den angefochtenen
Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4) oder auf Grund der Erklarung Gber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu Uberprifen.

GemalR 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die

Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist. Gemaf Paragraph 28, Absatz 2, VwWGVG hat das Verwaltungsgericht (ber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche
Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des mafgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

GemdaR 8 1 Abs. 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden koérperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der
Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur
vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. Gemal3 Paragraph eins, Absatz 2, BBG
ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur vorubergehenden kdrperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

GemaR § 40 Abs. 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen (8§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wennGemal Paragraph 40, Absatz eins, BBG
ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung
oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten oder

4.  fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der beglnstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.5. sie dem  Personenkreis der begunstigten Behinderten im  Sinne des
Behinderteneinstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehdren.

Gemal} § 40 Abs. 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angefUhrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt
ist.Gemall Paragraph 40, Absatz 2, BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Absatz eins, angeflhrten
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Personenkreis angehoéren, ein Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer
Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

Gemal} 8 35 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1988 Uber die Besteuerung des Einkommens naturlicher Personen
(Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988), BGBI. Nr. 400/1988 idgF, bestimmt sich die Hohe des Freibetrages nach
dem AusmalR der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad
der Behinderung) richtet sich in Fallen,GemaR Paragraph 35, Absatz 2, des Bundesgesetzes vom 7. Juli 1988 Uber die
Besteuerung des Einkommens nattrlicher Personen (Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988), Bundesgesetzblatt
Nr. 400 aus 1988, idgF, bestimmt sich die Hohe des Freibetrages nach dem Ausmal der Minderung der
Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in

Fallen,
1. indenen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hiefir mal3gebenden Einschatzung,
2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach 8 7 und §8 9 Abs. 1 des

Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010, fur die von ihr
umfassten Bereiche.2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fir die Einschatzung bestehen, nach
Paragraph 7 und Paragraph 9, Absatz eins, des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der
Einschatzungsverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,, fur die von ihr umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmal der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) sind
durch eine amtliche Bescheinigung der fir diese Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen.

Zustandige Stelle ist:

- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (§ 11 Abs. 2 des Opferflrsorgegesetzes,BGBI. Nr.
183/1947).- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (Paragraph 11, Absatz 2, des
Opferfiirsorgegesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 183 aus 1947,).

- Die Sozialversicherungstrager bei Berufskrankheiten oder Berufsunfallen von Arbeitnehmern.

- In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt flr
Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses
nach 88 40 ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen
ergehenden Bescheid zu bescheinigen.- In allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen
verschiedener Art das Bundesamt fUr Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch
Ausstellung eines Behindertenpasses nach Paragraphen 40, ff des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall
durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu bescheinigen.

GemaR & 41 Abs. 1 BBG gilt als Nachweis fir das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Gber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemaR § 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376. Das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,
wennGemal Paragraph 41, Absatz eins, BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten
Voraussetzungen der letzte rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (Paragraph 3,), ein rechtskraftiges
Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,, ein
rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Uber die Gewahrung der erhdhten
Familienbeihilfe gemal? Paragraph 8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376. Das
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der Einschatzungsverordnung
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen, wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder
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3. ein Fall des 8 40 Abs. 2 vorliegt3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.

8 1 sowie § 41 Abs. 1 und 2 in der Fassung des BundesgesetzesBGBI. | Nr. 81/2010 treten mit 1. September 2010 in
Kraft.Paragraph eins, sowie Paragraph 41, Absatz eins und 2 in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 81 aus 2010, treten mit 1. September 2010 in Kraft.

Da im gegenstandlichen Fall der Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses am 09.07.2025 gestellt worden ist,
war der Grad der Behinderung nach der Einschatzungsverordnung zu beurteilen.

GemalR§ 42 Abs. 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die
Eintragung ist vom Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.GemaR Paragraph 42, Absatz eins,
BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur

Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs. 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den
Voraussetzungen zu erwarten ist. Gemall Paragraph 42, Absatz 2, BBG ist der Behindertenpass unbefristet

auszustellen, wenn keine Anderung in den Voraussetzungen zu erwarten ist.

GemaR § 43 Abs 1. hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auftretende Anderungen, durch die
behordliche Eintragungen im Behindertenpass berthrt werden, diese zu berichtigen oder erforderlichenfalls einen
neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.Gemal
Paragraph 43, Absatz eins, hat das Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen auftretende Anderungen, durch die
behordliche Eintragungen im Behindertenpass berthrt werden, diese zu berichtigen oder erforderlichenfalls einen
neuen Behindertenpass auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

Gemal? § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen einzubringen. Gemal3 Paragraph 45, Absatz eins, BBG sind Antrage auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen

einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben,
das Verfahren eingestellt (8§ 41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.Gemal3 Paragraph 45, Absatz 2, BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag
gemal Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen

wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu.

Da ein Grad der Behinderung von 30 vH festgestellt wurde, waren die Voraussetzungen fir die Ausstellungen eines

Behindertenpasses nicht erfuillt.

Da gemal § 46 dritter Satz BBG in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und
Beweismittel nicht vorgebracht werden durfen, hatten auch neue Befunde im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht keine Anderung mehr herbeizufilhren vermocht. Sofern die Beschwerdefiihrerin mittels
aktueller facharztlicher Befunde zu einer weitergehenden Objektivierung ihrer Beschwerden beitragen kann, hatte sie
sich mittels neuerlicher Antragstellung an die belangte Behdrde zu wenden.Da gemal3 Paragraph 46, dritter Satz BBG
in Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht neue Tatsachen und Beweismittel nicht vorgebracht
werden dirfen, hitten auch neue Befunde im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht keine Anderung mehr
herbeizufihren vermocht. Sofern die Beschwerdefiihrerin mittels aktueller fachéarztlicher Befunde zu einer
weitergehenden Objektivierung ihrer Beschwerden beitragen kann, hatte sie sich mittels neuerlicher Antragstellung an
die belangte Behdrde zu wenden.
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Somit war spruchgemal zu entscheiden.
2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren.GemaR3 Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufiihren.

Gemal 8 24 Abs. 2 VwWGVG kann die Verhandlung entfallen, wennGemaR Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die
Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde
zurlickzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid
aufzuheben, die angefochtene Auslibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die
angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurlickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemal 8 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefthrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtckgezogen werden. Gemal3 Paragraph 24,
Absatz 3, VwWGVG hat der Beschwerdeflihrer die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.

GemalR8 24 Abs. 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen. Gemal Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes
bestimmt ist, das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten
erkennen lassen, dass die mundliche Eroérterung eine weitere Kldrung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem
Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen
Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

Weiters kann das Verwaltungsgericht gemaR8 24 Abs. 5 VwGVG von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer
Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrticklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklart werden. Weiters kann das Verwaltungsgericht gemald Paragraph 24, Absatz 5,
VwWGVG von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrtcklich darauf
verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Maligebend fir die gegenstandliche Entscheidung Uber den Gesamtgrad der Behinderung sind die Art und das
Ausmald der bei der Beschwerdefuhrerin festgestellten Gesundheitsschadigungen. Zur Klarung des Sachverhaltes
wurden von der belangten Behdrde darztliche Sachverstandigengutachten eingeholt, welche als nachvollziehbar,
vollstandig und schlissig erachtet wurden. Ein konkretes Tatsachenvorbringen, aus welchem sich aus der Anwendung
der Einschatzungsverordnung ein héherer Grad der Behinderung ergeben koénnte, wurde nicht erstattet. Stattdessen
wurde das Vorbringen der Beschwerdeflhrerin diesem Erkenntnis vollumféanglich zu Grunde gelegt. Sohin ist der
Sachverhalt geklart und konnte die Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung unterbleiben.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
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auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf3
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Vielmehr hangt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. MaRRgebend sind die Art der Leiden und das festgestellte
Ausmal3 der Funktionsbeeintrachtigungen.

Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung, welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten

Grundsatze vorgenommen worden ist.
Schlagworte

Behindertenpass Grad der Behinderung Sachverstandigengutachten
European Case Law Identifier (ECLI)

ECLI:AT:BVWG:2026:W141.2338688.1.00
Im RIS seit

05.05.2026
Zuletzt aktualisiert am

05.05.2026

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at

© 2026 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.bvwg.gv.at
file:///

	TE Bvwg Erkenntnis 2026/4/28 W141 2338688-1
	JUSLINE Entscheidung


